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Auch wenn der globale Klimaschutz aktuell wegen 
bestimmter disruptiver Prozesse innerhalb der inter-
nationalen Staatengemeinschaft politisch ins Hinter-
treffen geraten zu sein scheint: Der fortschreitende 
anthropozentrische Klimawandel ist Realität, effek-
tiver Klimaschutz deshalb weiterhin politisch auf-
gegeben. Umso wichtiger sind darum sorgfältige 
Bestandsaufnahmen und systematische Durchdrin-
gungen der politischen Maßnahmen und rechtlichen 
Instrumente des Klimaschutzes. Die Dissertations-
schrift von Simon Lammers leistet dafür einen eben-
so wertvollen wie herausragenden Beitrag.
Die Arbeit erschließt auf der Grundlage einer stim-
migen Struktur das von der EU-Governance-Ver-
ordnung (VO (EU) 2018/1999) und dem EU-Klima-
gesetz (VO (EU) 2021/1119) aufgespannte Feld, 
das überzeugend als „Energie- und Klimapolitik-
planungsrecht“ (S 2, passim) bezeichnet wird. Die 
Recherchetiefe wird durch das stupende Literatur- 
und Quellenverzeichnis (S  707–749) eindrucksvoll 
belegt, die erheblichen Komplexitäten der Materie 
werden souverän beherrscht und dank klarer Spra-
che durchgehend nachvollziehbar vermittelt.

Hier reicht nicht der Platz, um den Reichtum der Ar-
beit an Analysen und Einsichten in allen oder auch 
nur möglichst vielen Einzelheiten zu würdigen. Et-
was näher betrachtet werden soll vielmehr, welche 
Beiträge Lammers’ Schrift zu Rechtsdogmatik und 
Rechtspolitik zu leisten vermag.
An erster Stelle steht die hier für zutreffend erach-
tete Erkenntnis, dass sich einfachrechtliche Klima-
schutzplanung nicht kurzerhand in das tradierte 
verwaltungsrechtliche Planungsrecht einordnen 
lässt. Es handelt sich vielmehr um ein Politikpla-
nungsrecht, das heißt ein Recht, das politisches 
Handeln auf der obersten Ebene der Staatsleitung, 
also der Regierung plant, insbesondere auch mit 
Blick auf deren Funktion, Vorhaben der Gesetz-
gebung zu initiieren. Die kategoriale rechtsdog-
matische Unterscheidung von einfachrechtlicher 
Politikplanung einerseits und verwaltungsrecht-
licher (zB Raum- und Fach-)Planung andererseits 
anhand ihrer je eigenen Zwecke und Gegenstände 
gelingt sehr überzeugend (S 54–63).
Speziell die Politikplanung für die Klimapolitik der 
EU und ihrer Mitgliedstaaten wird richtig als eine 
integrierte Energie- und Klimapolitikplanung er-
fasst. Beide Politikbereiche bedürfen der engen 
Verzahnung, indem die vielfältigen Instrumente 
der EU-Energiepolitik in die EU-Klimapolitikpla-
nung einbezogen werden. Vor diesem Hintergrund 
wird zunächst das Klimapolitikplanungsrecht der 
EU ausführlich und zutreffend dargestellt (S  65–
193), ebenso anschließend die Einbindung der 
fünf sogenannten Dimensionen der Energieunion 
(S  195–422). In systematischer Hinsicht weniger 
zu überzeugen vermag, dass Lammers in dem 
betreffenden, spezifisch das Unionsrecht in den 
Blick nehmenden Kapitel auch noch den Klimabe-
schluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
vom 10. März 2021 ausführlich abhandelt (S 132–
156). Die Erwägungen hierzu sind aber ansonsten 
zutreffend und hinsichtlich der Folgerungen zu-
stimmungswürdig. Verständlich wird die nähere 
Befassung mit dem Klimabeschluss freilich wegen 
des engen Zusammenhangs zwischen den unions-
rechtlich vorgeschriebenen Langfrist-Strategien 
– als dem zweiten Instrument des Energie- und 
Klimapolitikplanungsrechts (neben den Nationalen 
Energie- und Klimaplänen, kurz NECPs) – und der 
Beachtlichkeit des nationalen Verfassungsrechts 
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bei deren Festlegung durch die Mitgliedstaaten. Deshalb 
hat die deutsche Langfrist-Strategie (auch) dem grund-
rechtlichen Gebot intertemporaler Freiheitssicherung zu 
genügen, wie es vom BVerfG im Klimabeschluss recht 
innovativ entwickelt worden ist. Vor allem wegen der da-
raus folgenden Grundrechtswesentlichkeit, aber auch 
wegen der planerisch projektierten sozioökonomischen 
Transformationen muss die deutsche Langfrist-Strategie 
in Gesetzesform gegossen werden (S 147–151). Hier hätte 
Lammers die Wesentlichkeitsdoktrin des BVerfG wesent-
lich markanter erwähnen und zugrunde legen können.
Überzeugend weist Lammers anschließend nach, dass 
das Politikplanungsrecht auf bestimmten allgemeinen 
Grundstrukturen beruht, die sich auch in der Energie- 
und Klimapolitikplanung wiederfinden. Das Politikpla-
nungsrecht wird von Lammers als (Verfahrens-)Recht 
der planerischen Politikkoordinierung beschrieben, wie 
sie innerhalb der EU auch aus anderen Politikbereichen 
als der Energie- und Klimapolitik bekannt ist. Der Autor 
bezieht sich hier etwa auf die Koordinierung der Wirt-
schafts- und Beschäftigungspolitik und die haushaltspo-
litische Überwachung sowie auf die Offene Methode der 
Koordinierung (OMK) (S 426–446). Zustimmung verdient 
dabei die Ansicht, dass rechtsförmige Politikkoordinie-
rung auch in Bereichen geteilter Zuständigkeiten (siehe 
Art  4 AEUV) zum Einsatz kommen kann (S  442–446). 
Die Strukturelemente der OMK sieht Lammers auch als 
dem Energie- und Klimapolitikplanungsrecht zugrunde 
liegend an (S 448, 618). Insofern ist es nur konsequent, 
dass Lammers die für das Energie- und Klimapolitikpla-
nungsrecht genuinen Strukturelemente umfassend her-
ausarbeitet (S 449–617). Dazu gehören: Das Wesen je-
nes Politikplanungsrechts als eines Rahmen setzenden, 
prozeduralen Rechts, die konsequente Verknüpfung von 
Recht und Politik auf den Gebieten von Energie und Kli-
maschutz, die mit Rücksicht auf die starke Position der 
Kommission bestehende „Exekutivlastigkeit“ des Ener-
gie- und Klimaplanungsrechts, der quasi kybernetische, 

an gemeinsamen Zielen ausgerichtete, dabei einen 
Lernprozess auslösende Regelkreis aus Plan – Bericht 
– Prüfung – verbessertem Plan – Bericht – usw, „weiche“ 
Steuerungsformen und Kontrollmechanismen sowie viel-
fältige, die Öffentlichkeit, Parlamente und Wissenschaft 
einbeziehende Partizipationsformate. Wiederum Exkurs-
charakter haben die Analysen zur Frage, inwiefern die 
Öffentlichkeit bei der Aufstellung der Klimaschutz- und 
Sofortprogramme gemäß dem Bundes-Klimaschutzge-
setz (KSG) 2021 den Maßstäben der Aarhus-Konvention 
entsprechend beteiligt wird (S 526–533), was Lammers 
mit gewichtigen Argumenten verneint. Gleiches gilt für 
seine These, dass die Umweltverbandsklage unmittel-
bar gegen NECPs und Langfrist-Strategien mangels 
Verpflichtung zur Strategischen Umweltprüfung – erneut 
unter Verstoß gegen die Aarhus-Konvention – ausge-
schlossen ist (S 606–610).
Die tiefschichtige analytische Durchdringung des Ener-
gie- und Klimapolitikplanungsrechts der EU ermöglicht 
es Lammers schließlich, eine Vielzahl erheblicher Regu-
lierungsdefizite und -ineffizienzen auf nationaler Ebene 
aufzudecken und Lösungsvorschläge zu unterbreiten 
(S 677–686), insbesondere dahingehend, das „KSG 2021 
zu einem nationalen Energie- und Klimapolitikplanungs-
recht nach europäischem Vorbild“ weiterzuentwickeln 
(S  685). Dass Lammers ganz am Ende Politikplanungs-
gesetze in anderen Politikbereichen nahelegt, ist nur kon-
sequent (S 687–691). Das führt Lammers’ Arbeit zu einem 
in sich stimmigen Abschluss, auch wenn man „Planungs-
euphorie“ (S 51, 693) nicht teilen mag. Generationenüber-
greifende Transformationsprozesse bedürfen aber wohl 
tatsächlich der kohärenten und transparenten, auf lange 
Frist angelegten politischen Planung, was sich letzten En-
des auch auf die Akzeptanz von Einzelmaßnahmen (Stich-
wort „Heizungsgesetz“) förderlich auswirken könnte.

Prof. Dr. Hans-Georg Dederer
Universität Passau
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